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Selten war die Europäische Gemeinschaft mit so bedeutsamen Veränderungen
konfrontiert wie im vergangenen Jahr. Der Wandel in Mittel- und Osteuropa traf
die EG in einer Situation, in der sie ohnehin mit immensen Aufgaben belastet
war. Nicht nur zahlreiche Maßnahmen zur Vollendung des Binnenmarktes waren
zu bewältigen, gleichzeitig setzten auch erste Verhandlungen über die Politik
nach 1992 ein, v. a. über die Wirtschafts- und Währungsunion sowie die Sozial-
charta. Wachsende Besorgnis über die außenwirtschaftlichen und politischen
Auswirkungen des Binnenmarktziels war in Drittländern festzustellen. Durch den
revolutionären Wandel in Osteuropa wurden zusätzliche Anforderungen an die
Gemeinschaft herangetragen, auf die sie sowohl politisch als auch wirtschaftlich
reagieren mußte. Das Ergebnis war ein unvermeidbares Verwischen der Kontu-
ren der EG-Politik und eine wachsende Übereinstimmung der EG-Länder in den
Außenbeziehungen.

Von Januar bis Juni 1989 hatte Spanien erstmals die europäische Ratspräsi-
dentschaft inne. Kurz vor deren Übernahme erklärte der spanische Außenmini-
ster: "Wir sind mit einer Reihe von Problemen konfrontiert, zunächst aufgrund
der Schwierigkeit und der mangelnden Entscheidungsreife bestimmter Materien,
dann, weil wir mit einer neu ernannten EG-Kommission zu arbeiten haben, und
schließlich, weil die Legislaturperiode des Europäischen Parlaments im Mai endet
und die Ergebnisse der Europawahl abgewartet werden müssen"1. Dennoch hatte
sich die spanische Präsidentschaft ein ehrgeiziges Programm gesetzt und war
deutlich bemüht, Zeichen zu setzen. Der Ratsvorsitz, so die Bilanz des Außenmi-
nisters, habe der Normalisierung der Beziehungen zwischen Spanien und der
Gemeinschaft den letzten Anstrich gegeben. "Nun wissen wir, wie der Ratsvorsitz
funktioniert, und können die Bedeutung von Koalitionen für ein Einvernehmen
in Kernbereichen einschätzen"2.

Für Frankreich war natürlich die Ratspräsidentschaft nichts Neues. Unter dem
Vorzeichen des Wandels in Mittel- und Osteuropa und insbesondere der Dyna-
mik des Umbruchs in Ostdeutschland gab es allerdings Ende 1989 deutliche
Anzeichen für erhebliche Belastungen der deutsch-französischen Beziehungen.
Dies stärkte die Entschlossenheit Frankreichs, den Entscheidungsprozeß im
Ministerrat zu beschleunigen, v. a. in bezug auf den Binnenmarkt. Auch war die
französische Präsidentschaft bestrebt, im Rat die Grundlagen der Politik nach
1992 vorzubereiten, insbesondere die Wirtschafts- und Währungsunion.
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Die Bewältigung der Aufgaben

Seit längerem werden Besorgnisse über die Fähigkeit des Ministerrates geäußert,
die wachsende Last der Geschäftsführung zu bewältigen und die nach dem
Europäischen Rat von Rhodos beschlossene Verbesserung der Entscheidungspro-
zeduren umzusetzen3. Die Notwendigkeit, pro Jahr bis zu 100 Tagungen ver-
schiedener Ministerräte sowie des COREPER (I und II), des Sonderausschusses
Landwirtschaft und unzähliger Arbeitsgruppen zu koordinieren, stellt auch bei
enger Zusammenarbeit mit der Kommission, die sowohl von der spanischen als
auch der französischen Regierung praktiziert wurde, eine beträchtliche Arbeitsbe-
lastung der Präsidentschaft dar. Nach Angaben des Generalsekretariats fanden
1989 83 Tagungen des Ministerrates statt (87 dem Tätigkeitsbericht der Kommis-
sion zufolge4) und 25 "andere" Ratstagungen, informelle Treffen eingeschlossen.
Die spanische Präsidentschaft führte eine Zeit- und Programmplanung der
Ministerratssitzungen ein. Damit sollte ein kohärentes Vorgehen angeregt wer-
den, um fragmentierte und somit inkonsistente Entscheidungen der Fachminister-
räte zu vermeiden. Jeder Mitgliedstaat war zudem aufgerufen, die Präsidentschaft
über Positionen zu bestimmten Vorschlägen vor den Treffen zu unterrichten,
damit eine gute Vorbereitung durch die Kommission gewährleistet war und die
Vermittlerrolle des Ratsvorsitzes gestärkt werden konnte. Letzteres gewann um
so mehr an Bedeutung, als im Rat zunehmend auf Mehrheitsentscheidungen zu-
rückgegriffen wurde. Zwar werden im Ministerrat keine präzisen Abstimmungs-
positionen ermittelt, insbesondere wenn sich eine klare Mehrheit für eine Ent-
scheidung abzeichnet, dennoch neigen die Regierungen dazu, exakt Buch zu füh-
ren, nicht zuletzt, wenn sie überstimmt wurden (Großbritannien 'verlor' 1989
beispielsweise 3 Abstimmungen)5.

Der spanische Außenminister wies ebenfalls darauf hin, daß die Beziehungen
zum Europäischen Parlament und zur Kommission von wachsender Bedeutung
sind. Während Jacques Delors für eine dritte Amtsperiode bestätigt wurde, ein
seit den 60er Jahren beispielloser Fall, wurden 9 der insgesamt 17 Kommissare
neu ernannt. Es verging daher unvermeidlich einige Zeit, um die Arbeitsbezie-
hungen neu aufzubauen, sowohl innerhalb der Kommission als auch zwischen
Kommission und Rat. Spanien suchte ebenso wie Frankreich enge Verbindungen
zur Kommission. Die wachsende Notwendigkeit enger Zusammenarbeit ergab
sich auch aus der Entscheidung des Pariser Weltwirtschaftsgipfels im Sommer
1989, die Koordinierung der Wirtschaftshilfe für Osteuropa, zunächst für Polen
und Ungarn, der EG-Kommission zu übertragen.

Die Beziehungen zum Europäischen Parlament wurden zwangsläufig wegen
der Wahlen im Juni 1989 unterbrochen. Dies betraf beide Präsidentschaften.
Enrique Barön Crespo löste Parlamentspräsident Lord Plumb ab. Trotz der
Umstrukturierung war der Rat weiterhin zur Zusammenarbeit mit dem Parla-
ment verpflichtet, sowohl formell im neuen Kooperationsverfahren als auch
informell, indem einzelne Ratsmitglieder in den Mitgliedstaaten die Einstellungen
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der Parlamentarier in Erfahrung brachten. Seit September 1989 wurden 84
Gesetzesvorhaben im Parlament beraten; der Rat nahm die Hälfte der vom
Parlament eingebrachten Änderungsvorschläge an. Dies stellt gegenüber 19886

eine weitere Verbesserung dar, wobei diese globalen Zahlen allerdings keine
Unterscheidung zwischen unbedeutenden und substantiellen Änderungen zulas-
sen.

Prioritäten und Ergebnisse

Die Prioriäten der spanischen Präsidentschaft griffen die Bereiche auf, in denen
während der deutschen Präsidentschaft keine Einigung erzielt worden war. Dabei
handelte es sich insbesondere im Blick auf 1992 um das "Europa der Bürger", die
soziale Dimension und die Steuerharmonisierung7. Dem Zusammenhalt der
Gemeinschaft kam ebenso wie den Außenbeziehungen ein besonderer Stellenwert
zu, letzterem allerdings in geringerem Maße als ursprünglich von den Spaniern
intendiert. So wird berichtet, daß die Kommission der spanischen Regierung riet,
stattdessen der neuen Architektur Europas Priorität einzuräumen8. Frankreich
wurde seinerseits dazu aufgerufen, den Impuls des Binnenmarktprogramms
aufrechtzuerhalten, da Roland Dumas die soziale Dimension und die Europäi-
sche Währungsunion stärker als andere Themen hervorhob. Gleichzeitig betonte
er die Bedeutung der Außendimension und bekräftigte, daß Frankreich eine
Stärkung des Dialogs zwischen der Gemeinschaft und der übrigen Welt sowie die
Weiterentwicklung und Verbesserung der EPZ wünsche.

Ein Faktor, der dem Rat half, mit den legislativen Lasten zurechtzukommen,
war, daß die erfahrungsgemäß zeitraubenden Agrar- und Haushaltsfragen in
bemerkenswerter Kürze gelöst wurden. Die spanische Regierung äußerte Genug-
tuung darüber, daß die Agrarpreisfestsetzung für 1989/90 in sechs Tagen geregelt
werden konnte und offenbar alle Regierungen zufriedenstellte: "Zwei Ereignisse,
die es seit langer Zeit nicht gegeben hat"9. Ebenfalls zügig wurde unter französi-
scher Präsidentschaft der Gemeinschaftshaushalt beschlossen, der zum zweiten
Mal Gegenstand der interinstitutionellen Vereinbarung des Europäischen Rates
vom Februar 1988 war10. Auch war dies das zweite Jahr, in dem die Ausgaben
im Agrarbereich niedriger lagen als veranschlagt11. Es gab also kaum Auseinan-
dersetzungen, mit Ausnahme des Versuchs des EP, das wirtschaftliche Hilfspaket
für Polen und Ungarn auf 300 Mio. ECU zu erhöhen, womit sich das Parlament
im Dezember 1989 schließlich durchsetzte.

Die "Perspektive 1992" blieb jedoch das beherrschende Thema, nicht zuletzt,
weil die Entwicklung von Optionen für die Zeit nach 1992 zusehends an Bedeu-
tung gewann. Als das Binnenmarktprogramm formuliert wurde, wurden drei
Aspekte skeptisch hervorgehoben. Bezweifelt wurde, ob die Geschlossenheit des
Programms durch das Rotationsverfahren der Ratspräsidentschaft und den damit
einhergehenden Prioritätenwechsel erhalten bleibe. Zum zweiten wurde oft
geltend gemacht, daß die schwierigsten Entscheidungen bis zum Ende des Prozes-
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ses hinausgezögert würden - nach anfänglich trügerisch raschen Fortschritten.
Drittens wurden Vereinbarungen des Ministerrates als nicht ausreichendes Mittel
betrachtet, substantielle nationale Fragmentierungen des einheitlichen Marktes
aufzuheben - nicht zuletzt angesichts erheblicher Unterschiede bei der nationalen
Umsetzung von Gemeinschaftsrichtlinien. Bis Ende 1989 hat der Rat rund 60%
der Binnenmarktmaßnahmen verabschiedet12. Es gab keine Anhaltspunkte für
eine Verlangsamung, obwohl die spanische Präsidentschaft vergleichsweise lang-
sam anlief (die erste Ratstagung fand am 37. Februar statt). Dies lag jedoch
auch daran, daß eine Reihe von Dossiers 1988 geschlossen werden konnten oder
dem EP zur Beratung vorlagen bzw. die neue Kommission noch in der Einarbei-
tungsphase war. In Zahlen ausgedrückt sind dem spanischen Ratsvorsitz 68
Binnenmarktentscheidungen zuzurechnen, dem französischen 65 - ebenfalls nach
einem langsamen Start. Die Fortschritte bei der Umsetzung des Binnenmarktpro-
gramms scheinen also weitgehend unabhängig vom jeweiligen Ratsvorsitz zu sein.

Das Jahr 1989 schien zu belegen, daß das Binnenmarktprogramm mittlerweile
so viel Schwung gewonnen hat, daß selbst steigende Komplexität und politische
Auseinandersetzungen im Rat überwunden werden konnten. Im Verlauf des
Jahres wurde Übereinstimmung über die Rolle der Kommission bei der Geneh-
migung von Fusionen erzielt13. Obwohl diese Maßnahme von zentraler Bedeu-
tung war, um zu gewährleisten, daß die Beseitigung nationaler Wettbewerbs-
schranken nicht durch private Monopole abgelöst würde, kam eine Einigung 16
Jahre lang nicht zustande. Mit der Ratsentscheidung über die Banken- und
Versicherungsrichtlinie stieß das Binnenmarktprogramm tief in eine Festung der
nicht-tarifären Handelshemmnisse vor: den Finanzdienstleistungssektor. Die
Richtlinie über das öffentliche Beschaffungswesen von 1971 wurde durch eine
weitaus schärfer gefaßte Richtlinie ersetzt, da die nationale Beschaffungspolitik
auf diesem Gebiet immer noch über 9% des gemeinschaftlichen Bruttosozialpro-
dukts ausmacht14. Die Zahl der Übereinkommen führt - wie Skeptiker äußerten
- nicht notwendigerweise zur sofortigen Vollendung des Binnenmarktes. Insbe-
sondere die Verzögerungen bei der Umsetzung in den einzelnen EG-Ländern
sind Anlaß wachsender Besorgnis. Die Kommission hat eine Reihe von Berichten
erstellt, die nicht nur darauf abzielen, die mangelhafte Umsetzung durch die
Regierungen offenzulegen, sondern auch die Diskussion über raschere Aktionen
anregen sollen.

Die Meinungsverschiedenheiten im Rat verdeutlichten, daß noch einige
Schwellen überwunden werden müssen, um das Binnenmarktprogramm in den
politisch schwierigen Bereichen umzusetzen. Wenn Spanien der Steuerharmoni-
sierung Priorität einräumte, so lag dies teilweise daran, daß auf, diesem Gebiet
bislang wenig erreicht worden ist. Die Sackgasse bei der Mehrwertsteueranglei-
chung ist ein einschlägiger Fall. Kontinuierliche Fehlschläge bei der Festlegung
verbindlicher Maßnahmen zur Angleichung der direkten und indirekten Steuern
verdeutlichen, daß Binnenmarktmaßnahmen zunehmend schwieriger umzusetzen
sind, insbesondere wenn diese in politisch sensible Bereiche eingreifen. Überdies
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verlangt die Harmonisierung den Einzelstaaten größere Anstrengungen ab als die
schlichte Aufhebung nationaler Maßnahmen. Die Anstrengungen der Präsident-
schaft konzentrierten sich im Rat stärker darauf, die grundlegenden Probleme zu
identifizieren, als Übereinstimmung zu erzielen. Die Kommission hingegen war
nach der Zurückweisung ihrer Steuervorschläge gezwungen, neue Wege zu
suchen. Die Entscheidung, die Rolle der Kommission bei der Fusionskontrolle
auf Übernahmen in der Größenordnung von über 5 Mrd. ECU zu begrenzen
und im übrigen nur auf Verlangen der Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung
nationaler Wettbewerbsregeln zu intervenieren, zeigte, daß Binnenmarktmaßnah-
men ebenfalls problematisch werden, wenn sie Rechtsstreitigkeiten zwischen der
Gemeinschaft und nationalen Institutionen auslösen. Schwierigkeiten traten im
Ministerrat auch im Blick auf die soziale Dimension und das Europa der Bürger
auf. Die Freizügigkeit von Arbeitnehmern wurde sehr viel stärker unter dem
Blickwinkel der Problemidentifizierung als der Suche nach Lösungsansätzen
behandelt. In den letzten Tagen der französischen Präsidentschaft wurde lediglich
im Grundsatz eine Einigung über das Aufenthaltsrecht von Studenten, Pensio-
nären und nicht erwerbstätigen Personen erreicht. Auch in anderen Bereichen
konnten nur begrenzte Übereinkünfte getroffen werden, etwa bei den Fragen der
Einwanderung und der Drogenbekämpfung. Im letztgenannten Fall kam es zur
Einrichtung einer weiteren hochrangigen Koordinationsgruppe.

Der spanische Außenminister vertrat vor dem EP die Auffassung, daß der
europäische Binnenmarkt ohne die Dimension des Europas der Bürger bar
menschlicher Qualitäten bleibe. Dies stieß auf starke Resonanz der sozialistischen
Regierung Frankreichs. Beide Regierungen waren der Idee der sozialen Dimen-
sion verpflichtet, die Hand in Hand mit der wirtschaftlichen Dimension des
Binnenmarktprozesses voranschreiten solle, und drangen deshalb auf die Verab-
schiedung der Sozialcharta. Das Ratstreffen am 12. Juni 1989 zeigte jedoch, daß
einige Partner die Charta nicht unbedingt unterstützten15. Die Diskussionen im
Rat kumulierten schließlich so, daß die Sozialcharta vom Europäischen Rat in
Straßburg lediglich auf deklaratorischer Basis angenommen wurde, ohne britische
Zustimmung. Damit hat sie keine Rechtskraft, auch wenn sich das darauf folgen-
de Soziale Aktionsprogramm der Kommission zumindest in Teilen auf diese
Charta beruft.

Das andere Thema von fundamentaler Bedeutung und Gegenstand von
Auseinandersetzungen zwischen den Mitgliedstaaten - v. a. zwischen Großbritan-
nien und den anderen elf - war die Wirtschafts- und Währungsunion. Während
die WWU den Prioritäten des spanischen Ratsvorsitzes nachgeordnet war, hatte
sie für Frankreich eine ähnlich große Bedeutung wie die Sozialcharta. Mit der
Veröffentlichung des Delors-Berichts trat dieses Thema in den Vordergrund.
Frankreich versuchte, nicht ohne beträchtliche Unterstützung anderer Mitglied-
staaten, die Präsidentschaft zu nutzen, um die Schritte zur Verwirklichung der
Wirtschafts- und Währungsunion festzulegen. Als problematisch erwies sich, daß
die WWU im Grunde die Politische Union16 implizierte - eine logische Ergän-

Jahrbuch der Europäischen Integ-ation 1989/90 57



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

zung des Binnenmarktes. Dadurch waren Diskussionen über die Verteilung von
Kompetenzen und Verantwortung zwischen Rat, Kommission und EP unver-
meidbar. Die Debatten im Rat im Verlauf des Jahres 1989 zeigten, daß diese
Fundamentalfragen die Verhandlungen über die Marktöffnung zunehmend
überschatteten. Auf dem Treffen des ECOFIN-Rates am 20. Mai wurde deutlich,
daß die britische Regierung der 1. Stufe des Delors-Berichts zustimmen würde,
um eine Isolierung beim Europäischen Rat in Madrid zu vermeiden17. Die
Bemühungen der französischen Präsidentschaft waren dann zu einem großen Teil
darauf gerichtet, die Madrider Entscheidung durch die Festlegung auf eine
intergouvernementale Konferenz zur Europäischen Währungsunion auszubauen
und zu sichern. Großbritannien versuchte, diese Konferenz auf einen Zeitpunkt
nach 1992 hinauszuzögern und legte einen alternativen Ansatz vor, der auf eine
stärkere Koordination der Geldpolitik bei konkurrierenden nationalen Währun-
gen hinausläuft. Die übrigen Regierungen tendierten jedoch dazu, der intergou-
vernementalen Konferenz den Vorzug zu geben. Die Entschlossenheit seitens der
Präsidentschaft und die Mehrheitsverhältnisse im Rat stellten schließlich die
Entscheidung sicher, im Dezember 1990 eine intergouvernementale Konferenz
einzuberufen.

Zu den anderen, weniger umstrittenen Aktivitäten des Rates gehörten Fort-
schritte im Umweltbereich. Die spanische Präsidentschaft spielte eine wichtige
Rolle bei der Annahme der Verpflichtung durch die Mitgliedstaaten, die FCKW-
Emissionen wie im Montrealer Protokoll vorgesehen so schnell wie möglich um
85% und bis zur Jahrhundertwende um 100% zu reduzieren. Im November
erzielte der Rat Einvernehmen über die Einrichtung der Europäischen Umwelt-
agentur. Neben der Bereitstellung von europäischen Umweltdaten und Informa-
tionen soll die Agentur beratend bei der Revision der Gemeinschaftspolitik im
Blick auf Treibhauseffekt, Emissionsreduzierung, globale Erwärmung, Förderung
von Umwelttechnologien und Energiekonservierung mitwirken. Frankreich, die
Bundesrepubklik Deutschland, die Benelux-Staaten und Dänemark verliehen
ihrer Enttäuschung Ausdruck, daß eine Begrenzung der CO2-Emissionen zur
Reduzierung des Treibhauseffektes im Ministerrat im Juni 1989 scheiterte18.

Außenbeziehungen

Noch vor den Ereignissen in Osteuropa gab es bereits ein geschärftes Bewußt-
sein dafür, daß das Binnenmarktprogramm nicht nur erfolgreich sein würde,
sondern eine Eigendynamik mit wichtigen Auswirkungen auf das internationale
Wirtschaftssystem entfaltete. Damit sah sich der Rat gezwungen, den Außenbe-
ziehungen der Gemeinschaft größere Aufmerksamkeit zu schenken. Der Wandel
in Osteuropa nahm daher einen wichtigen Platz auf der ohnehin überfüllten
Tagesordnung ein. Die Magnetwirkung der Gemeinschaft wurde seit langem in
den EFTA-Staaten wahrgenommen, die sich entweder an die Binnenmarktmaß-
nahmen anzupassen hatten, oder versuchen konnten, durch Verhandlungen eine
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stärkere Einbeziehung in den Entscheidungsfindungsprozeß zu erzielen. Öster-
reich brach im Juli 1989 aus den Reihen der EFTA aus und stellte einen Bei-
trittsantrag. Da Österreich auf die Beibehaltung seines Neutralitätsstatus' pochte,
weigerte sich Belgien im Rat, das Beitrittsgesuch direkt zur Prüfung an die
Kommission weiterzuleiten, und bestand auf einer vorherigen Diskussion. Dieser
Beitrittsantrag und die lang erwartete Stellungnahme der Kommission zum
Türkei-Antrag führten zu einer Wiederaufnahme der Diskussion über Erweite-
rung und Vertiefung der Gemeinschaft19. Gleichzeitig begannen auch die Mittel-
meeranrainer, Anfragen über die zukünftigen Beziehungen an die EG heranzu-
tragen.

Diese Probleme, zusammen mit den zeitweise hitzigen GATT-Verhandlungen
und den langwierigen Diskussionen über die Erneuerung des Lome'-Abkommens,
verbanden sich eng mit dem Binnenmarktprozeß. Sie bauten in mancher Hinsicht
auf bekannten Mustern der Außenbeziehungen der Gemeinschaft auf. Die
Entwicklungen in Osteuropa und deren Veränderungstempo unterschieden sich
davon qualitativ. Anzeichen für eine neue Gestaltung der externen und internen
Merkmale der Gemeinschaft kennzeichneten zunehmend die Arbeit des Rates.

Der Druck, auf den Wandel in Osteuropa zu reagieren, hieß für den Rat und
die Mitgliedsregierungen, neue Muster der Beziehungen zu entwickeln. Auf die
Repression des Ceaucescu-Regimes in Rumänien im April 1989 wurde noch mit
traditionellen Mitteln - Suspendierung der Gespräche über wirtschaftliche
Kooperation - reagiert. Im Juli kam der Rat überein, das Mandat für die Ver-
handlungen mit der Sowjetunion über ein Handels- und Kooperationsabkommen
zu erteilen. Im September schienen die EG-Mitgliedstaaten bei jeder sich bieten-
den Gelegenheit über Osteuropa zu sprechen; im Rat der Außenminister wurden
die Ereignisse regelmäßig behandelt. Im Dezember beschloß der Europäische Rat
die Einrichtung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, die
Präsident Mitterrand bei dem Sondertreffen im November vorgeschlagen hatte20.

Die Aktivitäten der Gemeinschaft hatten zusätzliche politische Bedeutung, da
sie über das bescheidene Maß von Hilfestellung für Osteuropa hinausgingen. Die
Gemeinschaft übernahm eine Mittlerrolle zwischen beiden Teilen Europas. Diese
Beziehungen wurden zudem in Übereinstimmung zwischen EG und EPZ gestal-
tet. Das Verwischen von klaren Unterscheidungen zwischen diesen verschiedenen
Politikebenen erwies sich in dem Maße als unumgänglich21, in dem die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten versuchten, rasch und geschlossen auf die Ereig-
nisse zu reagieren - unumgänglich auch, sollten die eigenen Einflußmöglichkeiten
genutzt werden, um die Sowjetunion und Osteuropa auf einen Kurs des politi-
schen Pluralismus und der Marktliberalisierung zu bringen.
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